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..). AUSFER TIGONG 

zur 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 C der Stadt Schleswig 
- Industriegebiet Heinrich-Hertz-Straße -

Ausgangslage: 

Der bestehende Bebauungsplan Nr. 40 C setzt ein Industriegebiet mit dazugehörigen 
Angaben zum Maß der baulichen Nutzung fest. 

Im Rahmen der Aufstellung der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 40 C soll, zum Schutz der umgebenden bestehenden und geplanten Wohnbebauung 
mit der Festsetzung von Emissionskontingenten, die entsprechende planungsrechtliche 
Absicherung geschaffen werden. 

Durch diese Änderung werden weder die Grundzüge der Planung berührt, noch wird die 
Zulässigkeit eines Vorhabens vorbereitet, welches der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt und es bestehen keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung von Belangen des Umweltschutzes, so dass die Änderung im verein­
fachten Verfahren nach§ 13 des Baugesetzbuches durchgeführt werden kann. 

Durch die Festsetzungen wird nicht in ausgeübte Nutzungen eingegriffen. 

Schallschutz: 

Die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 40 C beruht auf den Ergebnissen der schall­
technischen Untersuchungen, die im Rahmen der Gebietsuntersuchung für die aus­
stehende, nachträgliche Genehmigung eines Teilbereiches des gesamtstädtischen 
Flächennutzungsplanes für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 75 (Langseestraße) 
durchgeführt wurden. 

Die schalltechnischen Gutachten erbrachten im Ergebnis, dass zur Einhaltung der 
schalltechnischen Orientierungswerte im geplanten Baugebiet (B-Plan 75) und zum 
Schutz der bestehenden Wohnnutzungen (Betriebsleiterwohnungen) im Gewerbe- und 
Industriegebiet Heinrich-Hertz-Straße reglementierende Festsetzungen hinsichtlich des 
Schallschutzes im bestehenden Bebauungsplan Nr. 40 C festzusetzen sein. 

Das Innenministerium kann eine nachträgliche Genehmigung des Flächennutzungs­
planbereiches nur dann in Aussicht stellen, wenn die Ergebnisse der Schallgutachten, 
die zur Konfliktbewältigung beitragen, auch öffentlich-rechtlich abgesichert werden. Das 
bedeutet, dass der bestehende Bebauungsplan Nr. 40 C in Teilbereichen mit immis­
sionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln (IFSP) zu belegen ist. 

Zur Sicherstellung der Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA-Lärm an den maß­
geblichen Immissionsorten innerhalb und außerhalb des Plangebietes werden für das in 
Lärmbereiche gegliederte Industriegebiet immissionswirksame flächenbezogene Schall­
leistungspegel (IFSP) festgesetzt. 








